
 

 

 
 

Erklärung der antragstellenden Person (oder des ge-
setzlichen Vertreters):  
 
Wahrheit der Angaben 
 
Ich versichere, dass die vorstehenden Angaben wahr sind und ich alle Einkünfte und 
Vermögensverhältnisse, die mir bekannt sind, lückenlos angegeben habe.  
Ich weiß, dass ich wegen wissentlich falscher oder unvollständiger Angaben strafrecht-
lich verfolgt werden kann (§ 263 Strafgesetzbuch – Betrug) und zu Unrecht erhaltene 
Hilfe erstatten muss.  
 
Mitwirkungspflicht  
 
Mir ist bekannt, dass ich alle Tatsachen anzugeben habe, die für die beantragte Leis-
tung erheblich sind, und ich verpflichtet bin, auf Verlangen erforderliche Beweisurkun-
den vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen (§ 60 Sozialgesetzbuch I - SGB I). Bei 
fehlender Mitwirkung kann die beantragte Leistung nach § 66 SGB I ganz oder teilwei-
se versagt oder entzogen werden. Mir ist ferner bekannt, dass ich jede Änderung der 
Familien-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie jede Abwesenheit (Klinikau-
fenthalte, Auslandsaufenthalte usw.), auch die von Haushaltsangehörigen, unverzüglich 
und unaufgefordert dem Sozialhilfeträger mitzuteilen habe.  
 
Überleitung/Übergang von Ansprüchen  
 
Der Sozialhilfe-/Eingliederungshilfeträger ist berechtigt, meine zivilrechtlichen Ansprü-
che nach § 93 SGB XII bzw. § 134 SGB IX für die Zeit der Hilfegewährung auf sich 
überzuleiten. Der Übergang des Anspruchs darf allerdings nur insoweit bewirkt werden, 
als bei rechtzeitiger Leistung des Schuldners die Hilfe nicht gewährt worden wäre. Der 
Übergang ist nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, ver-
pfändet oder gepfändet werden kann. Etwaige bestehende Unterhaltsansprüche gegen 
Eltern und/oder Kinder gehen aber gem. § 94 SGB XII für die Zeit, für die Sozialhilfe 
nach dem SGB XII gewährt wird, kraft Gesetzes auf den Leistungsträger über.  


